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Nach drei Monaten intensiver Mitgliederdiskussion hat der ver.di-Bundes-
fachbereichsvorstand TK/IT in seiner Sitzung am 12. Dezember 2017 die
Forderung zur anstehenden Tarifrunde 2018 für die ver.di-Mitglieder im
Telekom-Konzern beschlossen.

VON FRANK SAUERLAND

ver.di will eine tabellenwirksame Ent-
gelterhöhung und Erhöhung der indivi-
duellen Entgelte um 5,5 Prozent. Der
neue Tarifvertrag soll eine Laufzeit von
zwölf Monaten haben. Außerdem soll
eine Komponente vereinbart werden,
um die Einkommensgerechtigkeit zu stei-
gern. Profitieren sollen auch die Nach-
wuchskräfte: Die Vergütungen der Aus-
zubildenden und dual Studierenden sol-
len um 75 Euro steigen. Für diejenigen,
die eine Einstiegsqualifizierung (EQ) ab-
solvieren und danach in ein Ausbildungs-

verhältnis übernommen werden, sollen
die bestehenden Einmalprämien – der-
zeit 200 Euro bei Übernahme ins erste
Ausbildungsjahr, 400 Euro bei Übernah-
me ins zweite Ausbildungsjahr – eben-
falls jeweils um 75 Euro erhöht werden.
Außerdem will ver.di, dass die Unterhalts-
beihilfe steigt.

Der ver.di-Bundesfachbereichsvor-
stand hat zudem beschlossen, die Ent-
gelttarifverträge der T-Systems Unter-
nehmen, ISP und DT IT zum 31. März
2018 und die der anderen Unternehmen
sowie die Vergütungstarifverträge für
Azubis und die Vergütungsregelungen

für dual Studierende zum 31. Januar
2018 aufzukündigen.

Neben dem konkreten Forderungs-
beschluss hat sich der ver.di-Bundesfach-
bereichsvorstand TK/IT mit den Themen
auseinandergesetzt, die in der Diskus-
sion mit den Mitgliedern vor Ort eine
entscheidende Rolle gespielt haben.

Weiter geht es auf den Seiten 2 und 3
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TARIFRUNDE TELEKOM

Wir fordern 5,5 Prozent mehr Geld!

Frank Sauerland
Bereichsleiter

Tarifpolitik
Grundsatz
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ver.di-Mitglieder haben entschieden

Während der Diskussion vor Ort haben
die ver.di-Mitglieder weitere Themen
eingebracht, die ihnen wichtig sind.
Dazu zählt auch eine Angleichung der
bisher unterschiedlichen Laufzeiten der
Tarifverträge bei den verschiedenen Un-
ternehmen. Für die Beschäftigten der

T-Systems ist weiterhin die Variable ein
Thema. Den dual Studierenden wieder-
um brennt das Thema „Prüfungsvorbe-
reitung“ unter den Nägeln. Der Bundes-
fachbereichsvorstand sieht in diesen
sowie auch weiteren, seitens der ver.di-
Landesbezirksfachbereiche eingebrach-

ten Themen, erheblichen Handlungsbe-
darf. Er hat deshalb beschlossen, in 2018
ein neues Aktionskonzept zu erarbeiten,
mit dem die tarifpolitischen Schwer-
punkte für die nächsten Jahre bestimmt
werden sollen.

Wo es notwendig ist, wird ver.di je-
doch auch kurzfristig handeln. So wird
der Arbeitgeber unmittelbar zu Gesprä-
chen aufgefordert, um das Problem der

„Prüfungsvorbereitung“ für dual Studie-
rende schnell zu verbessern.

Mehr Einkommensgerechtigkeit

Aus vielen ver.di-Landesbezirksfachberei-
chen ist die Forderung nach mehr Ein-
kommensgerechtigkeit in Form unter-

schiedlicher Modellüberlegungen in die
Forderungsdiskussion eingebracht wor-
den. Dabei wurde herausgearbeitet, dass
es besonders belastete Einkommens- be-
ziehungsweise Mitarbeitergruppen gibt.
Diesem trägt der Bundesfachbereichs-
vorstand in seinem Forderungsbeschluss
Rechnung. Die Forderung nach mehr
Einkommensgerechtigkeit wird deshalb
zu einem wichtigen Bestandteil dieser
Tarifrunde.

Mit der geforderten überproportio-
nalen Erhöhung bei den Vergütungen
der Auszubildenden und der dual Stu-
dierenden wird in dieser Tarifrunde ein
weiterer Schritt zur Realisierung exis-
tenzsichernder Vergütungen aktiv wei-
terverfolgt.

Einkommen müssen „Schritt halten“!

Am Ende muss bei den Beschäftigten
mehr im Geldbeutel bleiben, damit sie
ihr Leben selbstbestimmt gestalten und
am Wohlstand teilhaben können. Die
Entgeltforderung in Höhe von 5,5 Pro-
zent ist die Basis dafür.

Es bleibt notwendig dafür zu sorgen,
dass die Beschäftigten die finanzielle Ba-
sis haben, steigende Belastungen, die
zum Beispiel durch höhere Pendlerkos-
ten, Preise, Mieten oder Sonderbeiträge
der Krankenkassen entstehen, zu tragen.
Ihnen steht aber auch ein fairer Anteil
an den erwirtschafteten Gewinnen zu.

Beschäftigte am Erfolg beteiligen!

Die Telekom steht nach eigener Darstel-
lung wirtschaftlich stabil da (siehe Kas-
ten). Daneben ist die Telekom erneut –
auch in 2017 – vielfach für ihre Leistun-
gen ausgezeichnet worden. Das alles ist
nicht vom Himmel gefallen, sondern das
Ergebnis der Arbeit und des täglichen
Einsatzes der Telekom-Beschäftigten!

Wer baut die „besten Netze“?
Wer erbringt den
„besten Kundenservice“?
Wer „schafft Verbindungen“?

Der Telekom-Vorstand hat in der kom-
menden Tarifrunde die Chance, den Be-
schäftigten Wertschätzung für ihre Ar-
beit und auch materielle Anerkennung
zukommen zu lassen.

Die Beschäftigten sind es wert! Die
Teilhabe der Beschäftigten am Erfolg der
Telekom ist mehr als gerechtfertigt!

TARIFRUNDE TELEKOM

Fortsetzung von Seite 1

Medieninformation Telekom (Auszug):

Bericht zum dritten Quartal 2017

Deutsche Telekom wächst weiter und erhöht Prognose für 2017 erneut.
■ Umsatz steigt im dritten Quartal 2017 um 0,8 Prozent auf 18,3 Milliarden

Euro, organisches Plus von 3,3 Prozent
■ Bereinigtes EBITDA legt um 3,3 Prozent auf 5,7 Milliarden Euro zu,

organischer Zuwachs um 5,7 Prozent
■ Bereinigter Konzernüberschuss plus 19,6 Prozent auf 1,2 Milliarden Euro
■ EBITDA-Prognose für 2017 abermals angehoben
■ Rekordinvestitionen von 9,2 Milliarden Euro in neun Monaten,

12,2 Prozent mehr als im Vorjahr
■ Breitbandboom in Deutschland hält an
…

Information für die Aktionäre (Auszug):

„Die Deutsche Telekom setzt den Aufwärtstrend fort: So hat sie auch im
dritten Quartal 2017 Umsatz und Ergebnis gesteigert und in der Folge die
Gewinnprognose für das Gesamtjahr abermals angehoben. Während der
Umsatz zwischen Juli und September gegenüber dem Vorjahr um 0,8
Prozent auf 18,3 Milliarden Euro zulegte, gab es beim bereinigten EBITDA
ein Plus von 3,3 Prozent auf 5,7 Milliarden Euro. In der organischen Betrach-
tung, also bereinigt um Veränderungen der Wechselkurse und des Konsoli-
dierungskreises, betrug das Umsatzplus 3,3 Prozent und der EBITDA-Zu-
wachs 5,7 Prozent. Vor allem die schwächere Entwicklung des US-Dollars
machte sich hier bemerkbar.“

„Die Telekom wächst weiter kräftig, deshalb heben wir zum
zweiten Mal in diesem Jahr unsere Prognose an. Unser
boomendes US-Geschäft und unsere starke Performance in
Deutschland sowie die positiven Trends in den europäischen
Landesgesellschaften machen das möglich.“
Tim Höttges, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Telekom

Wir fordern 5,5 Prozent mehr Geld!
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Diese Ausgabe ...
gibt einen Überblick über die anste-
hende Tarifrunde Telekom. Stolz hatte
die Telekom kürzlich von Wachstum
und guten Zahlen berichtet. Dies war
nur möglich, weil die Beschäftigten
hart gearbeitet haben. Folgerichtig
wollen sie nun an diesem – ihrem –
Erfolg auch beteiligt werden. Kurz vor
Drucklegung erreichte uns die Nach-
richt, dass T-Systems in zwei getrennte
Unternehmen aufgespalten werden
soll. Der Zeitpunkt mag Zufall sein,
doch nach der ver.di-Tarifforderung ist
es eine zeitliche Punktlandung, die für
Unruhe sorgt. Seit Jahren wird bei der
Telekom umorganisiert und aufge-
spalten. Die Beschäftigten wissen aus
leidvoller Erfahrung, dass nur ein star-
kes Gegengewicht ihnen in so einer
Situation helfen kann: ver.di! Frei-
willig bewegt sich kein Arbeitgeber,
ohne Druck gibt es auch nicht mehr
Geld. Die Gewerkschaft ist aber nur
stark mit vielen Mitgliedern. Erklärt
dies allen, die noch nicht ver.di-Mit-
glied sind.

Die KOMM-Redaktion

EDITORIAL

Zu Beginn 2018 verhandelt ver.di nicht nur für die in die „Große Tarifrunde“
einbezogenen Telekom-Unternehmen die Entgelttarifverträge neu. Parallel
beziehungsweise im Nachgang zu der „Großen Telekom-Tarifrunde“ werden
auch die Entgelte für die Beschäftigten der folgenden Telekom-Töchter verhan-
delt: DeTeFleet, DFMG (Deutsche Funkturm Mangagement GmbH) sowie DTPKV
(Deutsche Telekom Privatkunden-Vertrieb GmbH) und DTSE (Deutsche Telekom
Services Europe).
Außerhalb der Telekom stehen im Fachbereich TK/IT daneben auch die
Entgelt-Tarifrunden für Unity Media, Kabel Deutschland, Net Cologne und
Strabag an. Außerhalb des Fachbereichs TK/IT stehen in ver.di ab Februar auch
die Tarifrunden für den öffentlichen Dienst (Bund/Kommune) sowie E.ON
Energie und Deutsche Post AG an.
Die Verhandlungen für die „Große Telekom-Tarifrunde“ sind in zwei Verhand-
lungskreise aufgeteilt: Mit dem Arbeitgeberverband wurde vereinbart,
folgende Unternehmen in jeweils gemeinsamen Verhandlungen zu bündeln:

1. DTAG/Deutschland inklusive Auszubildende und dual Studierende
■ Deutsche Telekom AG (DTAG),
■ Deutsche Telekom IT (DT IT)
■ Telekom Deutschland GmbH (TDG)
■ Deutsche Telekom Geschäfts-

kunden-Vertrieb GmbH (DT GKV)
■ T-Service Unternehmen

Deutsche Telekom Technik
GmbH,
Deutsche Telekom Service
GmbH,
Deutsche Telekom Außendienst
GmbH

■ Deutsche Telekom Individual
Solutions & Products GmbH (DT ISP)

2. T-Systems
■ T-Systems International (TSI)
■ T-Systems GEI (GEI)
■ T-Systems Multimedia Solutions (MMS)

Die Verhandlungen für den Bereich DTAG/Deutschland beginnen bereits am
20. Februar. Die Verhandlungen für T-Systems beginnen später, da hier die
Tarifverträge erst zum 31. März 2018 kündbar sind.

Aktuelle Informationen zur Tarifrunde: www.telekom.verdi.de
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Sieben Stunden verhandelte das Bundesverfassungsgericht am 17. Januar
zur Frage, ob Beamtinnen und Beamte streiken dürfen oder nicht. Neben
den Beschwerdeführern bezogen Bund, Länder und Gewerkschaften Posi-
tion. Im Mittelpunkt standen Fragen zur Koalitionsfreiheit und den herge-
brachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums, zum menschenrechtlichen
Charakter des Streikrechts sowie zu den praktischen Folgen einer veränder-
ten Auslegung des Grundgesetzes. Erst in den kommenden Monaten wird
mit einer Entscheidung gerechnet, der Ausgang ist offen.

VON NILS KAMMRADT

ver.di, GEW und DGB fordern seit langem
die Anerkennung des Streikrechts für Be-
amtinnen und Beamte und hatten zu den
Verfassungsbeschwerden eine gemeinsa-
me Stellungnahme abgegeben. Die jahr-
zehntelange Diskussion hatte neuen
Schwung bekommen, nachdem der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte
Streikverbote für Beamtinnen und Beam-
te in der Türkei mit der Europäischen
Menschenrechtskonvention als unverein-
bar erklärt hatte. Im Mittelpunkt der Ver-
handlung stand die Frage, ob die Koali-
tionsfreiheit in vollem Umfang auch für
Beamtinnen und Beamte gelte.

Voßkuhle: Einfache Frage –
schwer zu beantworten

Andreas Voßkuhle, Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts und Vorsitzender
des 2. Senats, betonte gleich zu Beginn
der Verhandlung, dass die Frage, ob Be-
amtinnen und Beamte streiken dürften
oder nicht, einfach gestellt, aber schwer
zu beantworten sei. Das Grundgesetz
treffe dazu weder in Art. 9 Absatz 3 (Ko-
alitionsfreiheit) noch in Artikel 33 Absatz
5 Grundgesetz (hergebrachte Grundsät-
ze des Berufsbeamtentums) eine aus-
drückliche Regelung. Die überwiegende
Meinung der Verfassungsrechtler lehne
das Streikrecht ab. Einen neuen Impuls
habe die Debatte durch die Menschen-
rechtssprechung erfahren. Insofern müs-
se auch das Verhältnis der Menschen-
rechtsskonvention zum Grundgesetz ge-

klärt werden. Voßkuhle machte deutlich,
dass die Anerkennung eines Streikrechts
eine erhebliche Breitenwirkung haben
könne. Betroffen seien neben den
600000 verbeamteten Lehrkräften rund
eine weitere Million Beamtinnen und
Beamte. Dass mit dem Streikrecht dage-
gen die Zukunft des Berufsbeamtentums
auf dem Spiel stehe, hielt er jedoch für
übertrieben.

Streikrecht, Berufsbeamtentum
und Funktionsfähigkeit des Staates

Die Vertreter der Beschwerdeführer er-
läuterten am Beispiel der Pflichtstunden
für Lehrkräfte, wie durch die einseitige
Regelungsmacht der Dienstherrn die Ar-
beitsbelastung der Beamtinnen und Be-
amten immer höher geworden sei.
Schutzrechte wie die Fürsorgepflicht der
Dienstherrn würden dagegen nicht mehr
wahrgenommen. Um solchen Missbräu-
chen der Dienstherrn vorzubeugen, müs-
se das Streikrecht mindestens den Beam-
tinnen und Beamten zugestanden wer-
den, die nicht unter den Funktionsvorbe-
halt von Artikel 33 Absatz 4 Grundgesetz
fielen.

Bundesinnenminister Dr. Thomas de
Maizière hob den Zusammenhang von
Streikverbot und Alimentationsprinzip
hervor. Das Streikverbot zähle zu den
Grundpfeilern des Berufsbeamtentums.
Dessen Gesamtsystem verlöre seinen prä-
genden Charakter, wenn Beamtinnen
und Beamten das Arbeitskampfrecht
zugestanden werde. Mit Blick auf die
Unterschiede von hoheitlichen und
nicht-hoheitlichen Tätigkeiten erklärte
de Maizière, der Beamtenstatus sei ein-
heitlich. Eine Rosinenpickerei dürfe es
nicht geben.

Im anschließenden Austausch interes-
sierte das Gericht vor allem die Frage, ob
die hergebrachten Grundsätze des Be-
rufsbeamtentums gegenüber der Koali-
tionsfreiheit vorrangig seien, ob sich Be-
amtenstreiks überhaupt auf Tarifverträge
beziehen könnten und ob die Funktions-
fähigkeit wichtiger staatlicher Aufgaben
nicht auch durch Notdienstvereinbarun-
gen gewährleistet werden könne. Diskus-
sionsbedarf sah das Gericht offenbar
auch in der Frage, ob der Begriff der „ho-
heitlichen“ Aufgaben sich heute nicht
auf Aufgaben von besonderer Bedeu-
tung beziehen müsse.

Beamtenstreik weder politisch
noch Treuebruch

ver.di-Chefjurist Jens Schubert betonte,
Beamtenstreiks richteten sich auch nicht
gegen den Dienstherrn. Sie seien ein Be-
kenntnis, zum Dienstverhältnis zu ste-
hen, die Einkommens- und Beschäfti-
gungsbedingungen aber verbessern zu
wollen. ver.di stehe klar zum Berufsbe-
amtentum, dessen Ausgestaltung aber
durch autonome Vereinbarungen mög-
lich sei. Schließlich seien Streiks kein Un-
glück oder eine Naturkatastrophe, son-
dern ein wesentlicher Bestandteil des
demokratischen Gemeinwesens.

Ausführlicher Bericht auf der Internet-
seite www.beamte.verdi.de

Nils Kammradt
ver.di-Bundes-
beamtensekretär

RECHT

Beamtenstreik:
Einfache Frage, schwierige Antwort

Foto: © AA+W – Fotolia.com
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Korrektur
In der Ausgabe
08/2017 zum Arti-
kel „Versorgungs-
lücke ...“ gibt es
eine wichtige Ergänzung: „… monat-
lich sind dies 3638,10 Euro (100-Pro-
zent-Basis). Je nach dem individuell
erreichten Versorgungssatz, der von
den abgeleisteten ruhegehaltsfähigen
Dienstjahren abhängt, ergibt sich dar-
aus die Höhe der Pension in brutto,
d. h. bei 71,75 Prozent (momentaner
Höchstversorgungssatz nach Beamt-
VG) wären es demnach 2.610,34 Euro
brutto.“

Fachtagung 2018
Am 8. März 2018 wird in der ver.di-
Bundesverwaltung in Berlin die nächs-
te beamtenpolitische Fachtagung zum
Thema „Beamtinnen und Beamte und
soziale Sicherungssysteme – Versor-
gung und Beihilfe in der Diskussion“
stattfinden. Wir wollen darüber dis-
kutieren, was genau die Begriffe Er-
werbstätigenversicherung und Bürger-
versicherung meinen, was sind die
verfassungsrechtlichen Grundlagen
und rechtlichen Anforderungen für die
eigenständigen sozialen Sicherungs-
systeme (Versorgung und Beihilfe).
Anmeldeschluss: 15. Februar 2018
Programm + Anmeldung:
https://tinyurl.com/y9qwbkjz

Netzneutralität? Netzneutralität!
Netzneutralität ist ein Thema, das sich seit mehr als zehn Jahre hartnäckig
in der Netzpolitik hält und bis heute die Gemüter kräftig erhitzt. In der
Vergangenheit gab es häufig kontroverse Diskussionen, auch in ver.di. Die
Zeit, sich diesem Thema eingehend zu widmen, war überreif.

Mit dem Sommer-Zitat (siehe unten) er-
öffneten Oskar Michel von der ver.di-
Jugend und Sven Weiger, ver.di-Betreu-
ungssekretär für die Jugend im Bundes-
fachbereich TK/IT, die ver.di-Fachtagung
Netzneutralität vom 24. bis 26. November
2017 im ver.di-Bildungszentrum Gladen-
bach. So erstaunlich die krasse Fehl-
einschätzung des langjährigen Tele-
kom-Chefs, so erstaunlich verlief die Fach-
tagung.

Teilnehmende mehrerer Fach-
bereiche informierten sich und
stritten teils kontrovers über das
komplexe Thema Netzneutralität.
Die Fachtagung hatte zum Ziel, die
zurückliegende und aktuelle ge-
sellschaftspolitische und fachbe-
reichsspezifische Diskussion der
ver.di-Jugend zu fundieren und
endlich zusammenzuführen.

Prof. Dr. Jan Krämer (Uni Pas-
sau) lieferte mit seinem wissen-
schaftlichen Referat die fachliche
Basis der Tagung. Er erläuterte, dass in
der Öffentlichkeit und bisweilen auch in
Expertendiskussionen die Deutung des
Begriffes Netzneutralität unterschiedlich
erfolgt. Er differenzierte den Begriff
qualitativ und legte damit einen wichti-
gen Grundstein für die weiteren Fach-
vorträge und Diskussionen. Thomas
Grob beleuchtete das Thema aus Sicht
einer Regulierungsbe-
hörde, für die der
heutige Telekom-Mit-
arbeiter jahrelang in
der Schweiz arbeite-
te. Er stellte den gel-
tenden juristischen
Rahmen der Netzneu-
tralität in Europa dar.
Später erklärte er die Positionen der Te-
lekom zu dem prominenten Thema
„Stream on“. Klaus Landefeld von Eco
e.V. vertrat den Standpunkt, dass die
Netzneutralität durch entsprechend gro-
ße Bandbreiten gefördert werden kann.
Er dokumentierte diese These mit den
Situationen in anderen Ländern. Damit
vertrat Landefeld eine Position, die wohl
alle Teilnehmer der Tagung für sich ver-
innerlichen konnten: Netzneutralität ist

nur solange ein Streitthema, wie es Eng-
pässe im Netz gibt. Sollte der Breitband-
ausbau flächendeckend und extrem leis-
tungsstark realisiert werden, dann dürf-
te das Thema Netzneutralität erheblich
an Bedeutung verlieren.

In verschiedenen Workshops wurde
unter anderem die Praktiken von Google,
Facebook, Uber & Co behandelt. Es wur-
de der Frage nachgegangen, ob das ver-

netzte Zuhause zur Netzüberlastung
führt und ob der Zugang und die Nut-
zung des Internets ein legitimes Men-
schenrecht sei.

Eine Podiumsdiskussion mit den Refe-
renten und den Teilnehmenden führte zu
einer angeregten Debatte und zu dem
Ergebnis, dass gerade Großkonzerne,
welche die Datennetze maßgeblich für

ihre Geschäftsmodelle
nutzen, stärker zur Kas-
se gebeten und somit
an den immensen Kos-
ten eines modernen,
leistungsfähigen Daten-
netzes beteiligt werden
müssten.

Zum Abschluss wur-
de anhand von Leitfragen ein Diskussi-
onspapier für die weitere Meinungsbil-
dung der ver.di-Jugend erarbeitet. Diese
Leitfragen kreisten zum Beispiel um die
gesellschaftspolitischen Implikationen
zum Thema Netzneutralität oder auch
um die Bedeutung von Netzneutralität
und die diskriminierungsfreie Übertra-
gung von Daten oder auch ganz allge-
mein um die Spannweite der Diskussion
zum Thema Netzneutralität. RED

BEAMT/-INNEN

T-SYSTEMS
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Es geht auch anders
Am 15. Januar wurde bekannt, dass
die Deutsche Telekom offenbar die
Großkundensparte T-Systems aufspal-
ten will. Die Bereiche Telekommunika-
tion und IT sollen voneinander ge-
trennt werden und als eigenständige
Unternehmen agieren. Es sei zu be-
fürchten, dass es nicht dabei bleiben
werde und die IT-Abtrennung nahe
lege, dass ein Verkauf vorbereitet wer-
de, kritisierte ver.di-Fachgruppenleiter
IT/DV, Michael Jäkel: „Der Plan könnte
sein, dass hier eine Art ‚Bad Bank‘ ge-
gründet wird, in der die schlechten
Risiken gebündelt werden sollen.“ Da-
rüber hinaus befürchtet Jäkel Entlas-
sungen und kündigte Proteste an.
https://tinyurl.com/ycn7557s

„Das Internet ist eine
Spielerei für Computer-
freaks, wir sehen darin
keine Zukunft.“
Ron Sommer
(1990 spät. Telekom Chef)

Foto: Sven Weiger
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Im September und Oktober vergangenen Jahres beschäftigte viele die Fra-
ge: „Wer sind Claudi und Tim?“. Denn die beiden begegneten den hessi-
schen Mitarbeitern der Deutschen Telekom tagtäglich in Form von Haft-
notizen, Postings in sozialen Netzwerken und sogar auf der Telekomwall.
Dass dies eine Botschaft der ver.di-Jugend in Hessen war, erfuhren die Kol-
legen/-innen auch recht zügig. Doch wer sind denn nun die beiden?

VON VIVIAN-TARA GRUPE

Claudi und Tim sind zwei fiktive Nach-
wuchskräfte der Deutschen Telekom,
welche nach ihrer Ausbildung, bezie-
hungsweise ihres Studiums, keine Über-
nahme im Konzern erhalten haben. Wie
fast alle Nachwuchskräfte haben Claudi
und Tim in der Zeit ihrer Ausbildung/ih-
res dualen Studiums die gleiche Aussage
von ihren Führungskräften erhalten: „Ich
würde Dir gerne eine Stelle anbieten,
bekomme aber keine!“ Obwohl sie tag-
täglich gesehen haben, dass eine Viel-
zahl der Kolleg/-innen Überstunden ma-
chen müssen und somit eigentlich Bedarf
in der Abteilung besteht. Mit den Ergeb-
nissen der Pulsbefragung Ende August
wurde allerdings ein anderes hoffnungs-
volleres Bild von der Leitung Telekom
Ausbildung vermittelt: „[…] 78 Prozent
von Ihnen sich in unserem Unternehmen
wohl fühlen und gerne Teil unseres Un-
ternehmens sind. Das stimmt uns sehr
zuversichtlich, denn Sie sind der Berufs-
nachwuchs für die Deutsche Telekom.“

Doch für Claudi und Tim galt das nicht.
Sie haben letztendlich keine Übernahme
erhalten.

Und hier sieht die Jugend großen
Nachholbedarf seitens des Arbeitgebers.
Wer zum Anfang seiner Ausbildung oder
Studiums noch die Welt in magenta sah,
wurde spätestens zur Übernahme in die
Realität befördert. Und in genau dieser
Realität waren auch die fiktiven Nach-
wuchskräfte Claudi und Tim. Die Aktion
sollte zeigen, dass die Argumentation
des Arbeitgebers bezüglich der Über-
nahmezahlen längst überholt ist und wir
als ver.di-Jugend darauf aufmerksam
machen müssen. So entstanden bundes-
weit Aktionen zu diesem Thema. Zu-
nächst hat die aktive Jugend Haft-
notizen mit der Aufschrift „Kennst du
eigentlich schon Claudi und Tim?“ über-
all in den Standorten verteilt. Zeitgleich
wurden Bilder davon in den sozialen
Netzwerken und auch auf der Tele-
kom-Wall geteilt. Im nächsten Schritt
wurden weitere Haftnotizen verteilt,
welche die Botschaft hatten, dass dort

Claudi und Tim sein könnten, sie aller-
dings nicht übernommen wurden. So
wurden immer mehr Leute neugierig.
Viele Kolleg/-innen haben der Jugend
ihre Solidarität ausgesprochen. Auch in
den sozialen Netzwerken Instagram, Fa-
cebook und Twitter hat die Aktion viel
Zuspruch bekommen. Vielen war bisher
noch nicht klar, dass es bei der Deut-
schen Telekom keine gesicherte Über-
nahme gibt, weshalb es uns noch wich-
tiger war, über diese Thematik aufzuklä-
ren. Wir sind der Meinung, der Konzern
verschenkt so gut ausgebildete Fachkräf-
te und wir wollen verhindern, dass die
Nachwuchskräfte in die Arbeitslosigkeit
entlassen werden. Niemand soll der
nächste Tim oder die nächste Claudi
sein! Nun hoffen wir, dass unsere Bot-
schaft sowohl aus Hessen, als auch bun-
desweit an den richtigen Stellen ange-
kommen ist und die zukünftigen Nach-
wuchskräfte davon profitieren können.

JUGEND

Vivian-Tara
Grupe

ver.di-Jugend
Hessen
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Kennst du schon Claudi und Tim?
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IBM

Neuwahl der ver.di-Tarifkommission
Am 31. Januar startet die Wahl der ver.di-Tarifkommission im IBM-Konzern.
Bis zum 2. Februar haben die ver.di-Mitglieder die Gelegenheit, in einer
Urwahl ihre neue Tarifkommission zu wählen. Für die 19-köpfige Kommis-
sion kandidieren fast 60 Kolleginnen und Kollegen aus elf IBM-Gesellschaf-
ten in Deutschland. Knapp 100 ver.di-Mitglieder bei IBM sorgen als Wahl-
helferinnen und Wahlhelfer für eine ordentliche Durchführung der Wahl.

Bereits Anfang 2017 wurde von der be-
stehenden Tarifkommission ein Wahl-
vorstand nominiert und vom ver.di-
Bundesfachgruppenvorstand IT/DV be-
stätigt. Er setzt sich zusammen aus Birgit
Freund-Gerken, Ulrich Köhling, Frank
Remers, Wolfgang Zeiher und Bert Stach.
Der Wahlvorstand organisiert die Wahl-
abläufe. Nach der Einleitung der Wahl
am 20. November 2017 war der erste
Schritt, Kandidatinnen und Kandidaten
und Wahlhelfer zu finden. Dazu organi-
sierten alle ver.di-Betriebsgruppen Mit-
gliederversammlungen, um die Kollegin-
nen und Kollegen zu informieren.

Ende des Jahres hatten sich alle Kan-
didatinnen und Kandidaten sowie Wahl-
helferinnen und Wahlhelfer gefunden.
Am 8. Januar tagten die Vorsitzenden
der ver.di-Betriebsgruppen im IBM-Kon-
zern in Frankfurt, um die satzungsgemä-
ßen Abläufe festzustellen und die weite-
ren Schritte einzuleiten. Auch der Wahl-
zettel, auf dem die Kandidatinnen und
Kandidaten nach IBM-Gesellschaften
gelistet sind, wurde beschlossen.

Bei der Neuwahl wird eine Tarifkommis-
sion für den gesamten IBM-Konzern ge-
wählt. Dahinter steht ein klares Selbst-
verständnis: Die IBMerinnen und IBMer
werden als Team betrachtet, das eine
gemeinsame Leistung erzielt. Darum
sollten auch alle gleichermaßen an Ge-
haltsabkommen und den Tarifverträgen
beteiligt sein. Für die Zusammensetzung
gibt es einen Schlüssel, der sich an den
Beschäftigtenzahlen orientiert. Die neue
ver.di-Tarifkommission im IBM-Konzern
hat 19 gewählte Mitglieder.

Da eine konzernweite ver.di-Tarifkom-
mission im IBM-Konzern gewählt wird,
sind für jedes Mitglied alle Kandidatin-
nen und Kandidaten wählbar – auch die
aus anderen IBM-Gesellschaften. Es muss
mindestens eine Kandidatin oder ein
Kandidat angekreuzt werden. Maximal
können 19 Kandidatinnen und Kandida-
ten gewählt werden, damit jeder seine
Wunsch-Tarifkommission zusammenstel-
len kann.

Eine zwingende Zuordnung zu einem
bestimmten Wahlraum gibt es nicht. Je-

des ver.di-Mitglied kann sich an der Wahl
einmal in einer frei gewählten IBM-Loka-
tion beteiligen. Der Wahlvorstand stellt
sicher, dass jedes Mitglied nur einmal
wählen kann. „Die Urwahl der ver.di-
Tarifkommission im IBM-Konzern legi-
timiert und erdet unsere Gewerkschafts-
arbeit bei IBM“, hatte Bert Stach,
ver.di-Konzernbetreuer für IBM, schon
bei der letzten Wahl festgestellt. „Alle
IBMerinnen und IBMer können Beteili-
gungsorientierung erleben.“

Über Tarifpolitik ist immer wieder Auf-
klärungsarbeit sinnvoll, denn die Arbeit
in Tarif- und Verhandlungskommissionen
ist eine sehr verantwortungsvolle Aufga-
be. Hier werden tarifpolitische Entschei-
dungen getroffen, die fundamentale
Auswirkungen auf die Arbeits- und Ein-
kommensbedingungen der Beschäftigten
haben. Tarifkommissionen haben weitrei-
chende Kompetenzen und sind entspre-
chend Paragraph 68 der ver.di-Satzung
„in ihren Entscheidungen eigenständig“.

Gleichzeitig ist die Beteiligung der
Mitglieder eines der wesentlichen Grund-
verständnisse der ver.di.

Sobald die neu gewählte Tarifkommis-
sion vom ver.di-Bundesfachgruppenvor-
stand IT/DV bestätigt ist, kann sie ihre
Arbeit aufnehmen. RED
www.ich-bin-mehr-wert.de/

companies/ibm/

IBM: Stellenabbau ohne Ende?
Das Jahr 2017 endete für die Be-
schäftigten der IBM mit neuen An-
kündigungen zum Personalabbau.
Passenderweise am 6. Dezember,
dem Nikolaustag, erreichte zahlrei-
che IBMerinnen und IBMer verschie-
dener IBM-Gesellschaften aus dem
GTS-Bereich in Deutschland eine
Mail der Geschäftsleitung. Daraus
geht hervor, dass die IBM Käufer für
verschiedene Unternehmensteile
sucht.

Die nach ersten Einschätzungen bis zu
1000 betroffenen Beschäftigten müssten
dann durch einen sogenannten Betriebs-
übergang nach Paragraph 613a BGB in
ein anderes Unternehmen wechseln.

Kollektivrechtliche Regelungen, so
legt es der Paragraph 613a BGB fest,

„werden sie Inhalt des Arbeitsverhältnis-
ses zwischen dem neuen Inhaber und
dem Arbeitnehmer und dürfen nicht vor
Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkt
des Übergangs zum Nachteil des Arbeit-
nehmers geändert werden“. Wechselt
ein IBM-Betriebsteil auf einen Inhaber,
der keinem Tarifvertrag unterliegt, dann
werden die vor dem Übergang geltenden
Bestimmungen eines Tarifvertrages In-
halt des Arbeitsverhältnisses der über-
gegangenen Beschäftigten. Damit die
ver.di-Tarifverträge bei IBM unmittelbar
gelten, muss die ver.di-Mitgliedschaft
schon vor dem Betriebsübergang beste-
hen!

Die Unsicherheit ist unter den poten-
tiell Betroffenen groß und Bert Stach,
ver.di-Konzernbetreuer für IBM und Mit-
glied des Aufsichtsrates, adressierte die

wichtigsten Fragen in einem direkten
Gespräch an die IBM-Geschäftsführung:
„Das größte Problem ist zurzeit ein Man-
gel an konkreten Informationen. Wer
sind die potentiellen Käufer? Wie sieht
die Ausschreibung aus? Wann ist der ge-
plante Abschlusszeitpunkt eines Vertra-
ges? Wie sieht der weitere Zeitplan aus?“

Die aktuellen Entwicklungen bei IBM
lassen immerhin darauf hoffen, dass sich
die Lage nicht verschlimmert. Zu Beginn
2018 bekam IBM einen neuen Deutsch-
landchef. Damit endet die Ära der alten
Chefin Martina Koederitz, die von Um-
satzrückgang und Stellenabbau geprägt
war. Der neue IBM-Chef Matthias Hart-
mann beginnt zu einer Zeit, in der der
IT-Gigant zum ersten Mal seit 23 Quarta-
len wieder ein Umsatzplus ausweisen
kann. RED

http://www.ich-bin-mehr-wert.de/companies/ibm/
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Über ein halbes Jahr tagte die Einigungsstelle „Neues Vergütungssystem“
bei der Telefónica Deutschland fast wöchentlich. Im Rahmen der Einigungs-
stelle lag es an der Vermittlung eines Arbeitsrichters, zwischen zwei fünf-
köpfigen Verhandlungsgremien von Arbeitgeber und Gesamtbetriebsrat
eine Lösung zu finden – oder einen Schlichterspruch zu fällen. Ziel war eine
neue Gesamtbetriebsvereinbarung, die die zukünftige Bezahlung regelt.
Jetzt scheint ein Verhandlungsergebnis vorzuliegen. Damit sitzt der Ge-
samtbetriebsrat in der Zwickmühle.

Ziel des neuen Vergütungssystems ist es,
die unterschiedlichen Bezahlungen zwi-
schen Beschäftigten der früheren Te-
lefónica Deutschland und der ehemali-
gen E-Plus zu vereinheitlichen. Außer-
dem soll es zukünftig transparenter und
gerechter werden. Offenbar hat die Ei-
nigungsstelle dem Gesamtbetriebsrat
(GBR) nun einen Entwurf für eine neue
„Gesamtbetriebsvereinbarung Vergü-
tung“ vorgelegt. Nun ist es an den Be-
triebsräten, dem vorliegenden Entwurf
ihre Zustimmung zu erteilen oder abzu-
lehnen. Was sind die Konsequenzen?

Szenario 1: Betriebsrat lehnt ab

Sollte der GBR den Entwurf ablehnen,
wäre die Einigungsstelle gescheitert.
Dann würde es ein Vergütungssystem
aus der Feder des Vorsitzenden der Eini-
gungsstelle, dem Arbeitsrichter am Lan-
desarbeitsgericht Berlin, Martin Wen-
ning-Morgenthaler geben („Spruch“).
Dieser Spruch überlässt dem Arbeitgeber
tendenziell sehr viele „Gestaltungsspiel-
räume“. Doch die Praxis zeigt, dass die
Anfechtung solcher Sprüche gute Aus-
sichten auf Erfolg haben. Aus einer er-
folgreichen Anfechtung könnte sich ein

jahrelanger Hickhack zwischen Gesamt-
betriebsrat und Arbeitgeber entwickeln,
der niemanden nutzt. Allerdings ist der
Besitzstand der Beschäftigten auf dem
heutigen Niveau sicher. Die Kolleginnen
und Kollegen bei der Telefónica dürfen
materiell nicht schlechter gestellt wer-
den wie vor der Einigungsstelle.

Szenario 2: Der Betriebsrat stimmt zu

Stimmt der Gesamtbetriebsrat der „Ge-
samtbetriebsvereinbarung Vergütungs-
system“ zu, die die Einigungsstelle in
einer Sturzgeburt in nur sechs Monaten
hervorgebracht hat, ginge es voraus-
sichtlich schnell an die Umsetzung. Das
brächte dem Arbeitgeber sicher viele Er-
messensspielräume bei der Bewertung
und Zuordnung von Arbeitsstellen. Zu-
dem dürften die Mitbestimmungskom-
petenzen für die Betriebsräte bei struk-
turellen Veränderungen (Höhergruppie-
rungen, Umgruppierungen, Karriereent-
wicklungen etc.) eng begrenzt sein. Der
Arbeitgeber wird in seinen Vorschlägen
zur neuen Vergütungsstruktur sicher
auch das eine oder andere Goodie für
die Beschäftigten unterbreiten, um die
Betriebsräte zu besänftigen. Aber ohne

ver.di und ohne Tarifvertrag verzichten
die Beschäftigten auf Sicherheiten und
überlassen dem Arbeitgeber alle Gestal-
tungsspielräume. Themen wie Arbeits-
platzsicherungen, Standortgarantien,
Rationalisierungsschutz und regelmäßi-
ge Gehaltsanpassungsrunden sind mit
Sicherheit in der Gesamtbetriebsverein-
barung nicht enthalten! In der aktuellen
wirtschaftlichen Situation wird Telefóni-
ca die Beschäftigten zwingen wollen, die
eine oder andere Kröte zu schlucken.
Und der Gesamtbetriebsrat wird bei
Annahme der Betriebsvereinbarung da-
bei helfen müssen, diese Kröten runter
zu kriegen.

Der Gesamtbetriebsrat sitzt in der
Zwickmühle

Die Verhandlungen des neuen Vergü-
tungssystems hat den Gesamtbetriebsrat
in die Zwickmühle gebracht. Er muss sich
für oder gegen die vorgelegte Betriebs-
vereinbarung entscheiden. Entscheidet
er sich dafür, bleiben existenzielle Verab-
redungen zur Sicherung der Arbeitsplät-
ze, zu Arbeitszeiten, regelmäßigen Ge-
haltserhöhungsrunden bis auf Weiteres
außen vor.

Entscheidet sich der GBR dagegen,
wäre das ein Desaster für den Arbeitge-
ber, denn es würde damit klar, dass der
Arbeitgeber nicht fähig war, eine akzep-
table Vereinbarung auszuhandeln. Der
Einigungsstellenvorsitzende, ein Arbeits-
richter, würde die Rahmenbedingungen
für das neue Vergütungssystem vorge-
ben. Die Entscheidung des Arbeitsrich-
ters könnte relativ leicht durch einen
Tarifvertrag ersetzt werden. Um aber für
die Beschäftigten das optimale Ergebnis
zu erhalten, muss sich der Zahl der
ver.di-Mitglieder deutlich erhöhen. Eine
Entwicklung, die die Betriebsräte durch
ein klares Bekenntnis und etwas Engage-
ment antreiben könnten.

Dabei hätte alles viel einfacher
kommen können

ver.di hatte die Telefónica Deutschland
im Juni zu Tarifverhandlungen aufge-
fordert. Das hätte das neue Vergütungs-
system dorthin gebracht, wo es eigent-
lich hingehört: Auf die im Tarifvertrags-
gesetz vorgesehene Basis. Der Arbeit-
geber lehnte jedoch Verhandlungen
ab. RED

TELEFÓNICA

In der Zwickmühle

Foto: © alphaspirit – Fotolia.com/Fotomontage
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Ende Januar (nach Redaktionsschluss) treffen sich auf Einladung der Com-
munications Workers of America (CWA) rund 130 Beschäftigte der vier gro-
ßen US-Mobilfunkbetreiber AT&T, Verizon, T-Mobile und Sprint. An drei
Tagen werden sie in Orlando (Florida) über die Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen der Branche diskutieren. Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer kommen aus Call-Centern, dem technischen Dienst und aus den
Shops. Die Konferenz wird auch von ver.di unterstützt.

VON ADO WILHELM

Die US-Kolleginnen und -Kollegen sind
getrieben von der Erkenntnis, dass Ver-
änderung nur über gemeinsames Han-
deln über die Grenzen der Unternehmen
hinweg zu erreichen ist. Im Rahmen der
Konferenz wollen sie auch eine gemein-
same Erklärung (englisch Statement of
Principles) verabschieden. In der Konfe-
renz geht es um eine große Themenviel-
falt: Dazu zählen unter anderem gerech-
te Bezahlung, Regelungen zu bezahltem
Elternurlaub, familiengerechte Schicht-
dienstregelungen, Weiterbildung und
Qualifizierung. Auch die Frage nach Be-
lastung und Stress am Arbeitsplatz spielt
in den USA eine besondere Rolle. Viele
Beschäftigte, auch die der vier Mobil-
funkbetreiber, müssen nicht nur einem,
sondern mehreren Jobs nachgehen, um
den Unterhalt für ihre Familien und ei-
nen angemessenen Lebensstandard zu
verdienen. Deshalb wird Stress und Ge-
sundheitsschutz eines der zentralen The-
men der Konferenz werden.

ver.di-Zukunftsprojekt „Gute Arbeit“

Die Erfahrungen aus dem Projekt „Gute
Arbeit“ in Deutschland können dabei
sehr hilfreich sein. Bessere Arbeitsbedin-
gungen sind möglich, wenn die Beschäf-
tigten mehr Einfluss auf die Arbeitsge-
staltung nehmen können. ver.di fordert
in Deutschland die Beteiligung der Be-
schäftigten bei der Bewertung und Ge-
staltung der Arbeitsbedingungen. Der
zentrale Gedanke: Was gute oder
schlechte Arbeitsbedingungen sind, das
können nur die Beschäftigten selbst
stichhaltig beurteilen. Denn sie sind die-
jenigen, die unter diesen Bedingungen
arbeiten. Das gilt natürlich in allen Län-
dern. Mit diesem Prinzip werden sich
auch die Teilnehmer der Konferenz in
Orlando, unterstützt von ver.di, befassen.

Blaupause Telekom?

Die Konferenz soll die Weichen stellen,
um in der US-Mobilfunkbranche durch
gemeinsames Handeln, losgelöst von
Wettbewerb und Konkurrenz, über die
Konzerngrenzen hinaus die Arbeits- und

Beschäftigtenbedingungen nachhaltig
zu verbessern.

Im Vorfeld der Konferenz hat sich die
CWA deshalb intensiv mit den bei der
Telekom geltenden Bedingungen be-
fasst. Auch die Erfahrungen des deut-
schen Projektes „Gute Arbeit“ werden in
die Diskussionen und die künftige Arbeit
einfließen. Eric Daum, Vorsitzender des
Gesamtbetriebsrates der Deutsche Tele-
kom Service GmbH, wird an der Konfe-
renz teilnehmen und über die deutschen
Regelungen und Erfahrungen informie-
ren. Vieles, was in Deutschland bei der
Telekom selbstverständlich scheint, ist in
den USA in der gesamten Branche oft
Utopie.

Natürlich weisen die ver.di-Kollegin-
nen und -Kollegen bei allen Gesprächen
und insbesondere bei den Besuchen in
den USA immer darauf hin, dass alles
auch in Deutschland hart erkämpft und
in langen Auseinandersetzungen – auch
durch Streiks – durchgesetzt werden
musste.

Deshalb sind Strategien, wie Gewerk-
schaften stärker werden und wie ge-
meinsam die Belange der Beschäftigten
durchgesetzt werden können, eine der
Schlüsselfragen der Konferenz.

Dafür ist die Solidarität über die Gren-
zen der Unternehmen hinweg, selbst
wenn der Atlantik dazwischenliegt, eine
elementare Grundlage für Erfolg und
Veränderung.

Weichen stellen

Die Telekommunikationsbranche ist ei-
nem steten Veränderungs- und Konsoli-
dierungsprozess unterworfen. In den
kommenden zwei Jahren wird es welt-
weit viele Veränderungen geben. Was
auch immer passieren wird, diese Prozes-
se sind nur zu bewältigen, wenn die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
gemeinsam mit ihren Gewerkschaften
und wo es sie gibt, mit den Betriebs-
räten, vorgehen und verhandeln und so
Einfluss auf die Veränderungen nehmen
können.

Von der Konferenz in Orlando wer-
den daher, auch über die US-Grenzen
hinweg, wichtige Signale erwartet.

Ado Wilhelm
Koordinator der
Kampagne WE
EXPECT BETTER
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MITBESTIMMUNG

Superwahljahr 2018
Neben den anstehenden Betriebsratswahlen stehen in neun Unternehmen
des Telekom-Konzerns Aufsichtsratswahlen an. Außerdem wird auch noch
eine Wahl für die Arbeitnehmervertreterinnen und -vertreter im Aufsichts-
rat der Deutschen Telekom AG (DTAG), der Konzernmutter, stattfinden. Der
Konzernbetriebsrat und die Unternehmensverantwortlichen bereiten sich
seit Monaten auf diese Wahlen vor. Die Wahlvorstände für die zehn Auf-
sichtsratswahlen sind längst bestellt und die Vorbereitungen laufen auf
Hochtouren.

VON CRISTOPH HEIL

Aufsichtsratswahlen finden außer bei
der Konzernmutter DTAG auch bei der
Telekom Deutschland (TDG), der Deut-
schen Telekom Service GmbH (DTS), der
Deutschen Telekom Außendienst GmbH
(DTA), der Deutschen Telekom Ge-

schäftskunden-Vertrieb GmbH (DTGKV),
der Deutschen Telekom Privatkunden-
Vertrieb GmbH (DTPKV), der Deutschen
Telekom Technik GmbH (DTT), der Deut-
sche Telekom Services Europe GmbH
(DTSE), der Deutschen Telekom IT GmbH
(DTIT) und der T-Systems International
AG (TSI) statt. Erschwerend kommt hin-

zu, dass je Anzahl der im Unternehmen
beschäftigten Wahlberechtigten zwei
verschiedene Wahlverfahren vorgese-
hen werden.

Ablauf der Wahl

Für die allermeisten Wahlberechtigten in
den zu wählenden Telekom-Gesellschaf-
ten und bei der DTAG sieht das Mitbe-
stimmungsgesetz die Wahl von Delegier-
ten vor. Delegierte sind Wahlmänner
und Wahlfrauen, die stellvertretend für
ihre Kolleginnen und Kollegen in ihren
Betrieben am 20. November 2018 zu ei-
ner Delegiertenversammlung nach Han-
nover reisen, um dort an den Aufsichts-
ratswahlen teilzunehmen. Alle Be-
schäftigten haben die Möglichkeit, ihre
Delegierte durch eine Abstimmung zu
benennen.

Für die Beschäftigten der kleineren
Gesellschaften mit weniger als 8000
Wahlberechtigten sieht das Gesetz Ur-
nenwahlen vor, bietet aber den Beschäf-
tigten an, das Wahlverfahren auf Dele-
giertenwahlen umzustellen. Die Erfah-
rungen der letzten Aufsichtsratswahlen
zeigen, dass eine Umstellung Vorteile
bringt. Für die Aufsichtsratswahl bei der
DTAG (Konzernmutter) müssen auf je-
den Fall von allen Telekom-Gesellschaf-
ten Delegierte gewählt werden. Ein ein-
heitliches Wahlverfahren spart Geld und
Aufwand und vermeidet Missverständ-
nisse. Die Wahlberechtigten bei der TDG,
der DTPKV, der DTGKV, der DTSE und der
DTIT haben auf jeden Fall die Möglich-
keit, ebenfalls ihre Aufsichtsräte mit De-
legierten zu wählen. Die Delegierten
können sowohl für die Wahl des DTAG-
als auch für die Wahl des eigenen Auf-
sichtsrats entsendet werden. Eine Dele-
gierte der Telekom Deutschland könnte
dann zum Beispiel am 20. November in
Hannover sowohl an der Wahl für den
Aufsichtsrat der Telekom AG als auch an
der Wahl des Aufsichtsrats für die
T-Deutschland teilnehmen.

T4U –
Wir sind die Telekom

Wer keine Vorstellung über die
Zukunft hat, kann zwar über die
Gegenwart meckern, aber nicht
andere von besseren Alternativen
überzeugen. Die aktuellen ver.di-
Vertreter im Aufsichtsrat der
Deutschen Telekom AG haben
gemeinsam mit den Spitzengre-
mien der Betriebsräte an Zukunfts-
vorstellungen einer Telekom
gearbeitet. Das Leitbild wurde
unter dem Slogan „T4U“ zusam-
mengefasst und drückt die Vorstel-
lung von einem Unternehmen aus,
wie wir es uns vorstellen. Eine
Telekom der Zukunft muss ebenso
verlässlich und vertrauenswürdig
für Kunden und Mitarbeiter sein.
Sie eröffnet Perspektiven für
Beschäftigte, wenn sie sich zugleich
innovativ und international
aufstellt. Mit einer Kirchturmpolitik
und mit immer mehr Effizienz-
steigerungen in alten Geschäfts-
modellen, wird die Zukunft nicht
zu gewinnen sein. Eine Telekom
der Zukunft muss nah bei den
Menschen und nachhaltig organi-
siert werden. Eine Firma, die auch
auf hochmechanisierte, technische
Systeme setzt und die Menschen
vor den Kunden versteckt, wird die
Beziehung zu den Kunden verlie-
ren. Wir setzen auf Kontakt von
Menschen und zu Menschen. Die
Technik muss dabei funktionsfähig
unterstützen. Kunden werden sich
Robotern nicht anvertrauen.
Die Telekom der Zukunft muss
ebenso balanciert wie beständig
sein. Dazu gehört, dass die heil-
losen Standortschließungen ein
Ende finden und den Interessen der
Beschäftigten ausreichend Gewicht
gegeben wird. Das Unternehmen
darf nicht nur für Investoren und
Spekulanten da sein.

Lothar Schröder
Bundesfachbereichs-
leiter Telekommuni-
kation, Informations-
technologie, Daten-
verarbeitung und
Mitglied im ver.di-
BundesvorstandFo
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Christoph Heil
zuständig im
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TERMINE

Achim: OV und BeG Senioren FB 9/10, 14. März, 19 Uhr, Jahres-
hauptversammlung, „Alter Schützenhof“, Bergstraße 2.

Ahlen: BeG Senioren Münsterland-Süd FB 10, Mitgliedertreff,
1. Mittwoch im Monat, 10 bis 12 Uhr, AWO, Freiheit 1.

Albstadt-Ebingen: BeG Senioren Zollernalb FB 9/10, Stammtisch,
3. Donnerstag im Monat, 14 Uhr, „Grüne Au“.

Aschaffenburg: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 1. Donnerstag
im Monat (nicht im März), jeweils 15 Uhr, Schloss, „Turmstube“,
Tel. 06022-1400.

Berlin-Tempelhof: BeG Senioren FB 9/Telekom, jeden 3. Dienstag
im Monat um 14 Uhr, Gaststätte „Koch“, Friedrich-Wilhelm-Straße
68, 12099 Berlin/Tempelhof.

Bottrop: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 1. Montag im Monat,
17.30 Uhr, „Hürter“, Gladbecker Straße 19 a.

Braunschweig/Salzgitter: Senioren OV FB 9/10, Info-Nachmittag
jeden letzten Dienstag im Monat, 15 Uhr, Vereinsgaststätte „Rote
Wiese“, Braunschweig, Kontakt: Rainer Klose, Tel. 05331-2424.

Bremen: Senioren OV FB 9/10, Treff jeden 1. Dienstag im Monat,
15 Uhr, DGB-Haus, Bahnhofsplatz.

Crailsheim: BeG Senioren FB 9/10, Treff, letzter Mittwoch im Monat,
14 Uhr, ESV-Gaststätte, Horaffenstraße.

Dieburg: BeG Senioren FB 9/10, 15. Februar, 18 Uhr, Stammtisch,
„Zum goldenen Barren“, Jahnstraße 2, Münster; 3. Mai, 17 Uhr,
Mitgliederversammlung, Restaurant „Split“.

Forchheim: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 1. Donnerstag im
Monat, 15 Uhr, „Eichhorn“, Bambergerstraße 9; Programm unter
www.oberfranken-west.verdi.de/personengruppen/seniorinnen

Frankfurt/Main: BeG Senioren Post/Telekom, Stammtisch, 1. Mitt-
woch im Monat um 15 Uhr; Skatstammtisch 2. Mittwoch im Monat
um 15 Uhr, „Apfelwein Dax“, Willemerstraße 11, 60594 Frankfurt
am Main.

Fürth: BeG Fürth, FB 9/10, Stammtisch jeden 1. Dienstag im Monat,
14 Uhr, Pfarrzentrum St. Heinrich, „Heinrichsklause“, Sonnenstraße
21. In den ungeraden Monaten finden Vorträge statt; 21. März,
Frühlingswanderung, Info: Tel. 0911-730165.

Göppingen: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 1. Donnerstag im
Monat, Vereinsheim „Gartenfreunde“, Paul-Köpff-Weg 65, 73037
Göppingen.

Hamburg: BeG Senioren Hamburg, Sprechstunde jeden
1. Mittwoch im Monat von 10 bis 12 Uhr, Gewerkschafts-
haus HH, Besenbinderhof 60, Tel. 040-28584093, Internet:
https://tk-it-nord.verdi.de/personengruppen/senioren
BeG Senioren Hamburg Süd, FB 9/10, Treff, 1. Montag im Monat,
15 bis17 Uhr, „Dubrovnik Kupferkanne“, J. Ludowieg-Straße 6,
Klubzimmer, 1. Stock.

Heidelberg: BeG Senioren FB 9, jeden 2. Mittwoch im Monat, 15
Uhr, Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher Straße 92.

Heilbronn: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch/Veranstaltungen,
jeden 3. Donnerstag im Monat, 14 Uhr, Restaurant „Hofwiesen“,
Hofwiesenstraße 40, Heilbronn-Sontheim; 15. März, 14 Uhr, Mit-
gliederversammlung, Gaststätte „Hofwiesen“, Hofwiesenstraße 40.

Ibbenbüren und Umgebung: ver.di-Senioren, Treff, 1. Donnerstag
im Monat, 10 Uhr, Büro OV, Pavillon am Bahnhof, Gleis 1.

Idar-Oberstein: BeG Senioren Nahe-Hunsrück FB 9/10, Sprechstun-
de, 1. Montag im Monat, 14 bis 17 Uhr, DGB-Haus, Wilhelmstraße
25, unbedingt Anmeld. Tel. 06785-9993055, 0151-75083776.

Ingolstadt: BeG Senioren FB 1/9/10, Stammtisch, 1. Mittwoch im
Monat, 14.30 Uhr, „Fohlenweide“, Fohlenweide 1.

Jena: BeG Senioren FB 9/10, Wandergruppe, 1. Dienstag im Monat,
10 Uhr, Info Tel. 03641-449912; 9. März, 15 Uhr, Frauentagsfeier,
Café „Rasenmühle“; 12. März, 14 Uhr, Verkehrsteilnehmerschu-
lung, VS-Begegnungsstätte, Leipziger Straße.

Kaiserslautern: Senioren FB 9/10, jeden 1. Mittwoch im Monat,
15.30 Uhr, Treffen Gaststätte „Licht Luft“, Entersweilerstraße 51,
Kaiserslautern.

Kelheim: BeG Senioren FB 9/10, 12. März, 15 Uhr, Jahreshauptver-
sammlung, „Weißes Lamm“, Ludwigstraße 12.

Kirchheim/Teck: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 3. Mittwoch
im Monat, 15 Uhr, „Hasen“, Siechenwiesen 1.

Landsberg/Schongau: BeG Senioren FB 1/9/10, 24. April, 14 Uhr,
Jahreshauptversammlung, Café „Lechblick“, Am Lechblick 1,
Denklingen.

Landshut: BeG Senioren Post/Telekom, Stammtisch jeden 2. Mon-
tag im Monat ab 14 Uhr, Gaststätte „Huberwirt“, Gstaudach 3,
84032 Altdorf. Weitere Aktivitäten werden an den Stammtischen
bekannt gegeben.

Merseburg: OV Senioren FB 9/10, 6. März, 14 Uhr, Mehrgenera-
tionenhaus, Rossmarkt 2, Merseburg.

Mayen: Jeden Montag, 16 bis 18 Uhr, Sprechstunde für alle
DGB-Mitglieder, DAA, Hahnengasse 4, jeden Mittwoch, 9.30 bis
11.30 Uhr, Gebäude Bhf. Mayen Ost.

Minden-Lübbecke: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch jeden 2. Don-
nerstag im 2. Quartalsmonat.

Mönchengladbach: Senioren Mönchengladbach, jeden Mittwoch
von 10.30 bis 12.30 Uhr, Ansprechpartner vor Ort im Seniorenbüro
DGB-Haus Mönchengladbach, Tel. 02161-467932.

Münster: Senioren BeG Postbank-Post-Telekom, Infonachmittage,
1. Montag im Monat (nicht im Februar), Beginn: 15 Uhr, Casino
der Telekom, Dahlweg 100, Münster, Kontakt: Hans W. Roth, Tel.
0251-235381.

Hamburg: BeG Senioren, 7. März, 15 Uhr, Gewerkschaftshaus,
Besenbinderhof 60, Raum St. Georg, Hamburg.

Hildesheim: OV FB 9, 18. April, 17.30 Uhr, Einlass ab 16.30 Uhr,
Vereinsheim des KKS-Schützenvereins „Himmelsthür“, Gall-
bergstieg 3, Hildesheim.

Kaiserslautern: BeG Senioren FB 9/10, 7. März, 15 Uhr, Gaststät-
te „Licht Luft“, Entersweilerstraße 51, 67657 Kaiserslautern.

Karlsruhe/Bruchsal: BeG SeniorInnen FB 1/9/10, 13. März, 14
Uhr, ver.di-Haus, 7. OG, Rüppurrer Straße 1a, Karlsruhe.

Kempten/Allgäu: BeG Senioren Fb 9/10, 18. April, 14 Uhr, Alt-
stadthaus Schützenstraße 2, 87435 Kempten.

Lüneburg: OV Senioren FB 9/10, 26. März, 14 Uhr, Gaststätte
„Zum Hägfeld“, Bülows Kamp 35, 21337 Lüneburg.

Neumünster: BeG DER SERVICE Nord, 2. März, 9.30 Uhr, Best
Western Hotel Prisma, Max-Johannsen-Brücke 1, 24537 Neu-
münster.

Nürnberg: BeG Senioren Nürnberg/Schwabach/Roth/Lauf
FB 1/9/10, 5. April, 14.30 Uhr, „Genossenschaftssaalbau“,
Matthäus-Hermann-Platz 2, Info Tel. 0911-579843.

Würzburg: BeG Senioren FB 9/10, 1. März, 14 Uhr, „Vier Jah-
reszeiten“.

MITGLIEDERVERSAMMLUNGEN

Tagesordnung

1. Eröffnung und Begrüßung
2. Wahl der Versammlungs-/Konferenzleitung
3. Beschluss über die Tagesordnung
4. Beschluss über die Wahl- und Geschäftsordnung
5. Wahl der Mandatsprüfungs- und Wahlkommission
6. Bestätigung der Antragskommission
7. Geschäftsbericht und Entlastung des Vorstands
8. Wahlen und Nominierungen
9. Antragsberatung

Auf den Versammlungen oder Konferenzen kann diese
grundsätzliche Tagesordnung ergänzt und spezifiziert
werden. Für alle Versammlungen und Konferenzen gilt
die Rahmenwahl- und Verfahrensordnung.
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Die Existenzschutzversicherung unseres Partners DBV ist eine günstige Mög-
lichkeit, sich umfassend gegen die finanziellen Folgen von Invalidität durch
schwere Krankheit, Unfall, Verlust von Grundfähigkeiten und Pflegebedürftig-
keit zu schützen. Die berufliche Tätigkeit ist hierbei ohne Bedeutung. Als ver.di
Mitglied erhaltet ihr außerdem einen Beitragsvorteil.

Nutzt deshalb unsere kompetente und kostenfreie Beratung.

An deiner Seite
:

www.verdi-mitgliederserv
ice.de/existe

nzschutz

Der ver.di Mitgliederservice empfiehlt zur
Absicherung die Existenzschutzversicherung

DasWesentliche geschützt

Skiunfall, Sturz von der Leiter, Rheuma oder
Krebs: Unfälle oder schwere Krankheiten treffen
Menschen häufig ganz unvermittelt und gefähr-
den nicht selten die Existenz. Die gesetzliche
Absicherung bietet nur einen eingeschränkten
Schutz.

In Partnerschaft mit

Anzeige

Nahe-Hunsrück: ver.di Senioren-Gruppe Nahe-Hunsrück FB 9/10,
Sprechstunden jeden 1. Montag im Monat von 14 bis 17 Uhr
im DGB-Haus in Idar-Oberstein, Wilhelmstraße 25. Bitte unbe-
dingt Anmeldung bei Alfred Weis, Tel. 06785-9993055 oder 0151-
75083776.

Neuss: BeG Senioren FB 9/10, Sprechstunde, 1. Montag im Monat,
10 bis 12 Uhr, ver.di, Glockhammer 31, Info: Tel. 02133-71930.

Neumarkt/Oberpfalz: BeG Senioren FB 9/10, 15. März, 17 Uhr, Jah-
reshauptversammlung, „Zur Au“, Hochstraße 19, Neumarkt-Wof-
fenbach.

Nürnberg: BeG Senioren Nürnberg/Schwabach/Roth/Lauf FB 1/9/10,
14.30 Uhr, 1. Donnerstag im Monat, Versammlung, „Genossen-
schaftssaalbau“, Matthäus-Hermann-Platz 2; Wandergruppe, Info:
Tel. 0911-863188, 0175-7602915.

Offenburg: BeG Senioren P/T, Sprechstunde jeden 1. Mittwoch, 11
bis 12 Uhr, ver.di-Geschäftsstelle Offenburg, Okenstraße 1c, auch
Tel. 0781-917114.

Oldenburg: OV Senioren FB 9/10, Digitalfotos, Info: W. Neugebauer,
Tel. 0441-201203; Basteln, Malen, Skat, Klönen, Info: I. Frank, Tel.
0441-302972 u. E. Schaumberg, Tel. 04402-4205, beide Gruppen
2. Dienstag im Monat, 9 Uhr, Vereinslokal TV Metjendorf 04, Am
Sportplatz, Oldenburg; alle drei Wochen Jakkolo, Info: Colberg,
Tel. 04488-3252 und D. Punke, Tel. 0441-505137.

Ortenau: BeG Senioren FB 9/10, Sprechstunde,1. Mittwoch im
Monat, 11 bis 12 Uhr, ver.di, Offenburg, Okenstraße 1c, Tel. 0781-
917114.

Pfaffenhofen: BeG Senioren FB 9, 10, Stammtisch, 3. Dienstag im
Monat, 14 Uhr, Hofbergsaal.

Reutlingen: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 2. Donnerstag im
Monat, 14.30 Uhr, Sportparkgaststätte.

Rheine: BeG Senioren, Treffen, 1. Dienstag im Monat, 10 Uhr, AWO,
Auf dem Thie 24.

Saalfeld: OV Senioren FB 9/10, 21. Februar, 14 Uhr, Verkehrsteil-
nehmerschulung, Café „Waage“, Brudergasse 11.

Speyer: BeG Senioren FB 1/9/10, 20. April, 15 Uhr, Mitgliederver-
sammlung, Restaurant „Waldeslust“, Iggelheimerstraße 19, 67346
Speyer.

Schwäbisch Gmünd: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 2. Dienstag
im Monat, 14.30 Uhr, Casino Altenheim St. Anna.

Trier: BeG Senioren FB 9/10, 13. März, 14 Uhr, Jahreshauptver-
sammlung, Restaurant „Postillion“, Herzogenbuscher Straße 1,
54292 Trier.

Ulm: BeG Senioren FB 9/10, Monatstreffen, 1. Donnerstag im Mo-
nat (nicht im Januar), 14.30 Uhr, „Krone“, Ulm-Söflingen.

Weiden: BeG Senioren Nordoberpfalz FB 9/10, 14.30 Uhr, Treff
1. Mittwoch im Monat, 14.30 Uhr, Café Mitte, Am Stockhuberpark 1.

Weimar: OV Senioren FB 9/10, 6. März, 14 Uhr, Frauentagsfeier,
Gasthaus „Waldschlösschen“, Jenaer Straße.

Wolfenbüttel: OV Senioren FB 9/10, Sprechstunde, jeden Montag,
9 bis 12 Uhr, ver.di, Harzstraße 7, ver.di-Lohnsteuer-Service, Tel.
05331-88266.

Würzburg: BeG Senioren FB 9/10, Würzburg BeG Senioren FB 9/10,
Versammlung, jeden 1. Donnerstag im Monat (nicht im März).

Redaktionsschlus nächstes Heft: 7. Februar 2018

TERMINE


